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Replik.Wer die Schlagseite in ORF-Sendun-
gen nicht sehen und hören will, sollte eine
Woche „ZiB“ und Ö1-Journale konsumieren.

Öffentlich-rechtlich
heißt unparteiisch!
VON PAUL MYCHALEWICZ

G egen Ende ihres Leitarti-
kels („Die Presse“ vom
27. 3.) erwähnt Heide

Rampetzreiter die ungesunde
Nähe von Politik und manchen
ORF-Mitarbeitern. Es erscheint
notwendig den Gedanken wei-
terzuführen, womit man beim
Objektivitätsgebot für den öffent-
lich-rechtlichen ORF landet.

Es ist kein Zufall, dass der
Leitartiklerin primär Fälle einge-
fallen sind, die im politischen
Spektrum rechts oder Mitte-
rechts einzuordnen sind. Denn
über diese Ereignisse wurde im
ORF viel ausführlicher berichtet.
Im Gegensatz dazu wurden sys-
tematische Handlungsweisen der
politischen Nähe und der exten-
siven Inseratenvergabe, die aber
das Spektrum links der Mitte be-
trafen, rasch wieder verräumt.

Wenn zart auf solche Auffäl-
ligkeiten hingewiesen wird, packt
die zuständige ORF-Journalisten-
schar gern eine wirksame Keule
aus, nämlich die ebenfalls gesetz-
lich verankerte „Unabhängigkeit
und Eigenverantwortlichkeit aller
programmgestaltenden Mitarbei-
ter“. Dabei wird jede noch so fun-
dierte und sachliche Kritik als
Majestätsbeleidigung dargestellt.
So wird jeder angemessene Dis-
kurs verunmöglicht.

Wer die Schlagseite in den
Sendungen der Radio- und Fern-
sehprogramme nicht sehen und
hören will, ist eingeladen, sich
eine Woche ausgiebigen Konsum
etwa von „Zeit im Bild 1“ und „2“
sowie viel mehr noch die „Ö1-
Journale“ und die verschiedenen
Sprechsendungen dieses vorgeb-
lichen Kultursenders zu gönnen.
Gerade in Letzteren wird massiv
Ideologie transportiert.

Das Ziel kann aber keine
Umorientierung in die andere
Richtung sein, sondern Maßnah-
men zu einem zielführenden
Umgang mit dem Spannungsver-
hältnis von journalistischer Un-
abhängigkeit und Objektivitäts-
gebot. Dazu scheint ein Verhal-
tenskodex unumgänglich. Ele-
mentares journalistisches Hand-
werkszeug wie „Check – Recheck,
Double-check“ muss eine Selbst-

verständlichkeit sein. Dann kann
es etwa nicht passieren, dass die
Äußerung eines einzelnen Perso-
nalvertreters als Gesamtmeinung
der Personalvertretung darge-
stellt wird. Ebenso muss das
Prinzip „Audiatur et altera pars“
unbestritten und eine angegrif-
fene Person entsprechend zu hö-
ren sein. Wenn sich schließlich
ein Vorwurf als unbegründet er-
weist, so ist darüber natürlich zu
berichten.

Social Media nicht verbietbar
Ein besonderes Augenmerk ist
überdies auf das Verhalten von
Journalisten eines öffentlich-
rechtlichen Mediums außerhalb
ihrer Sendungen zu richten. Da-
mit sind wir bei der im Leitarti-
kel angesprochenen Neutralität.
Man wird Journalisten nicht ge-
nerell die Verwendung von So-
cial Media verbieten können.
Dennoch erscheint ein bestimm-
ter „Code of Conduct“ unerläss-
lich. Der Gebrauch für Hinweise
auf eigene Beiträge ist selbstver-
ständlich in Ordnung. Diesbe-
züglich sollte es keinen Unter-
schied zu Printjournalisten ge-
ben. So habe ich etwa den Tweet
von Heide Rampetzreiter, wo-
nach der hier angesprochene
Text ihr erster Leitartikel wäre,
als durchaus sympathisch gefun-
den. Für nicht angemessen, ja
geradezu unzumutbar, halte ich
Social-Media-Auftritte von man-
chen ORF-Journalisten, in denen
sie für ihre ausgeprägten politi-
schen Ansichten werben. Sie ma-
chen dies ja unter der Verwen-
dung ihrer Bekanntheit aus der
beruflichen Tätigkeit, die dem
Objektivitätsgebot unterliegt. Die
Unterscheidung zwischen dem
Kampagnenreiter und dem vor-
geblich neutralen Beitragsgestal-
ter wird für den Medienkonsu-
menten schwer zu treffen sein.
Dafür eine adäquate Lösung zu
finden muss im Interesse der ih-
rem Berufsethos verpflichteten
Mitarbeiter sowie eine essenziel-
le Aufgabe der ORF-Spitze sein.
Paul Mychalewicz ist Historiker und
Anglist sowie Lehrbeauftragter an der
Pädagogischen Hochschule Wien.
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PIZZICATO

Der nächste Pitch wird crazy
U m als Unternehmen erfolgreich zu sein, reicht es nicht mehr

aus, einen guten Ruf zu haben und ein beliebtes Produkt an-
zubieten. Ausschlaggebend ist, in der Unternehmenskommunika-
tion möglichst viele englische Wörter in einen an sich deutschen
Satz zu packen. Deutsche Bezeichnungen sollten durch hochtra-
bende englische Begriffe ersetzt werden. Das lässt sich auf
LinkedIn beobachten – dem sozialen Netzwerk für Arbeitnehmer
und Unternehmer. Den Verkäufer gibt es dort nicht mehr. Er ist
jetzt ein Key Account Manager oder Sales Manager. Der Assistent
wird zum Executive Personal Assistant.Der Journalist schreibt keine
Artikel mehr, er produziert Content.Was einNewWork Ambassador
oder ein Payroll Specialist macht? Gute Frage. Auch alten Anglizis-
men wird der Garaus gemacht. Statt eines Marketings braucht ein
Unternehmen nun ein Employer Branding.

Selbstverständlich gibt es mittlerweile auch nicht mehr den
Probemonat oder die Probewoche; Unternehmen werben mit
einer Trial Week. Besonders die Sales-Firmen wühlen gern im
englischen Wörterbuch. Es geht nicht mehr um den Wettbewerb
der besten Ideen, sondern um den besten Pitch. Was hätte der
gute Johann Wolfgang von Goethe wohl dazu gesagt? So fühlt man
den Intent, und man ist displeased. (dab)

Reaktionen an: daniel.bischof@diepresse.com
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Grandiose Beiträgemit
intellektueller Tiefe
Zur Jubiläumsausgabe der „Presse
am Sonntag“ vom 26.3.
Die Vorfreude war groß und das
morgendliche Vergnügen beim
Lesen noch größer! Herzliche Gra-
tulation der „Presse am Sonntag“
zum 14. Geburtstag und den Kura-
toren und Gastchefredakteuren
Lila und Karl Schwarzenberg zur
Qualitätsarbeit. Grandiose Bei-
trägemit intellektueller Tiefe. Als
Pars pro Totomöchte ich folgende
Texte (Interviews) nennen: Hoch-
gatterer („One Caring Person“),
Kast (gegen die „Bequemlichkeit“),
Suter („Leuchtturmfunktion“),
Werner („Chopin“ um vier Uhr
Früh), Grönemeyer („Herzhaft“,
„Urverlust“), Heinz Fischer

(„Team Loyalität und Vernunft“)
und Schönborn („Glaube ist ein
bisschen schwieriger geworden“).
Dr. Johannes Uhlig, 1130 Wien

Wieder schießt Kurt
Kotrschal übers Ziel
„Die unsinnig-zerstörerischen Prak-
tiken der Jagd . . .“, Gastkolumne
von Kurt Kotrschal, 27.3.
Mal wieder schießt Kurt Kotrschal
auf seine Lieblingsfeinde – ihnen
mangle es „an jeglicher Reformein-
sicht“.Doch Kotrschals Visierein-
richtung ist offensichtlich verstellt.
Die beanstandete Bleimunition
darf seit Jahren nicht bei der Jagd
auf Wasserwild verwendet werden,
seit 15. 2. 2023 auch nicht einmal
in der Nähe irgendeines Feucht-
gebiets. Die Jagd steht auch nicht
außerhalb des Verfassungsbogens,
sondern ist ein geschütztes, dem
Grundeigentum zugeordnetes
Nutzungsrecht (u. a. VfGH E764/
2017-32). Der Grundsatz, dass nur
gerechtfertigt undmöglichst
schmerzfrei zu töten ist, gilt für die
Jagd seit jeher. Sie ist nicht bloße

Schädlingsvertilgung durch „Öko-
Management“ zulasten von Paar-
hufern. Der Zustand der Schutz-
wälder ist nicht monokausal auf
das angebliche Versagen der Jagd
zurückzuführen. Doch Kotrschal
will oder kann nicht sachlich dif-
ferenzieren. Er nimmt es lieber
persönlich – wie auch am
18. 3. 2023 von der „FAZ“ diagnos-
tiziert. Schade für die „Presse“.
RA Dr. Maximilian Schaffgotsch LL.M.
(Cantab.), 1010 Wien

Dafür ist die FPÖ viel
zu clever
„Mikl-Leitner wird sich nie wieder
davon erholen“, GK von Robert
Menasse, 25.3.
Abgesehen davon, dass Hasstira-
den eines Robert Menasse gegen
eine regierende Landeshauptfrau
in einer „bürgerlichen“ „Presse“
deplatziert sind, hat er mit seinen
Zukunftsvisionen für NÖ unrecht.
Er wird sich wundern, wie harmo-
nisch sich die Zusammenarbeit in
Zukunft gestalten wird. Die von
Menasse prognostizierten De-

Das Finanzsystem braucht
neue Spielregeln
Wieder Krise.Warum ist das Bankensystem noch immer so fragil?

VON WILFRIED STADLER

D ie Jahre der Scheinsicher-
heit sind vorbei. Nach der
Pleite der Silicon Valley

Bank, der Zwangsunterwerfung
der Credit Suisse unter die UBS
und dem Kurssturz bei Bankaktien
wissen wir nun, dass die nächste
Finanzkrise viel näher ist, als wir
gehofft haben.

Warum aber ist das Banken-
system noch immer so fragil? Die
nüchterne Wahrheit lautet, dass
viele der seit der Finanzkrise 2008
gesetzten regulatorischen Maß-
nahmen an den eigentlichen Aus-
lösern systemischer Schocks des
Geldsystems vorbeizielen.

Zum einen ist die seit damals
gestiegene Eigenkapitalausstat-
tung von Großbanken noch immer
viel zu gering im Verhältnis zu den
eingegangenen Risiken. Bis heute
wird das regulatorische Mindest-
kapital mittels einer an der Rating-
einstufung der Ausleihungen ori-
entierten „Risikogewichtung“
schöngerechnet, während der
„echte“ Eigenmittelpolster im
Schnitt der großen Geldinstitute
nur bei knapp fünf Prozent liegt.
Der Hebel, mit dem daraus eine
Bilanz von 100 wird, liegt demnach
immer noch beim 20-Fachen da-
von! Fatal ist, dass die zugrundelie-
genden „Risikogewichte“ in der
Krise dramatisch ansteigen – zu
einem Zeitpunkt also, zu dem
plötzliche Eigenkapitalaufstockun-

gen gerade nicht erhältlich sind.
Eine weitere, prozyklische, krisen-
verstärkende Wirkung geht von
den an Kapitalmarkttageswerten
orientierten Bilanzen aus. Diese
täuschen nämlich in guten Zeiten
hohe Werte vor, verfallen aber in
schlechten Zeiten umso rascher.
Die Illusion, dass Marktwerte im-
mer die ganze Wahrheit widerspie-
geln, platzt gerade wieder einmal
vor unser aller Augen.

Auch das Bemühen der Ban-
kenaufseher, mit allerlei „Stress-
tests“ eine letztlich trügerische Si-
cherheit zu erzeugen, kann das Er-
fordernis einer größeren Solidität
des Systems keinesfalls ersetzen.
Sie schützen jedenfalls nicht vor
den spekulativen Transaktionen
gänzlicher unkontrollierte Schat-
tenbanken, Hedgefonds und sons-
tigen Spielarten eines ungebrems-
ten „Casino-Kapitalismus“ (© John
Maynard Keynes), der sich von
Staaten und Notenbanken Ausfall-
haftungen erwartet.

Nicht mit Zinshoch gerechnet
Die abrupten Zinssteigerungen der
Notenbanken, welche eine aus
ganz anderen Ursachen erwach-
sene Inflation mit drakonischer
Geldverteuerung zu bekämpfen
suchen, wurden im Übrigen in kei-
nem dieser Stresstests zur Arbeits-
annahme gemacht – obwohl sie
doch schon 2008 ein entscheiden-
der Mitauslöser der damaligen Kri-
se waren.

Dazu kommen in den vergan-
genen Jahren unbemerkt ange-
wachsene, erst jetzt offensichtlich
werdende Gefahren einer über So-
cial Media und digitale Plattfor-
men vernetzten Welt, in der sich
das Produzieren von Marktgerüch-
ten, wie sie zuletzt rund um die
Deutsche Bank verbreitet wurden,
für Spekulanten rasch bezahlt ma-
chen kann. Ein Szenario, in dem
ein der erzwungenen Übernahme
der Credit Suisse vergleichbares
Szenario durch derartige Manöver
herbeigeführt würde, kann nicht
mehr ausgeschlossen werden.

Da Europa mit seiner Gemein-
schaftswährung in Finanzkrisen
besonders exponiert ist, weil jeder-
zeitige Ansteckungsgefahren zwi-
schen den Eurostaaten in eine
nächste Euro-Staatsschuldenkrise
führen können, muss es gerade in
unserem Interesse sein, die Rah-
menordnung, in der sich das Fi-
nanzwesen abspielt, wesentlich
solider als bisher neu zu gestalten.

Auch wenn die globalen Groß-
banken dagegen Sturm laufen wer-
den: Das Spiel nach dysfunktio-
nalen Regeln, die nur zum Schein
für Finanzmarktstabilität sorgen,
muss zugunsten eines Finanzsys-
tems beendet werden, das wieder
vorrangig der Realwirtschaft dient.
Dr. Wilfried Stadler (* 1951 in Salzburg) ist
Ökonom, Publizist und war Mitherausgeber
der Wochenzeitung „Die Furche“.
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Niederösterreichs
Kulturpolitik war
auf das vorsätzliche
Überwinden des
selbstgefälligen
„Mia san mia“
ausgerichtet.

QUERGESCHRIEBEN
VON THOMAS WEBER

„Besser ois a Stein am Schädel“
im Land umWien
Euphorie und Aufbruchstimmung sehen anders aus: Die Koalition mit Rechtsrechts
gefährdet das Kulturleben Niederösterreichs. Ist Erwin Prölls Erbe in Gefahr?

I rgendwer dreht sich immer im Grab
um, könnte man sagen; diesmal halt
Hermann Nitsch (1938–2022), den

die Freiheitlichen zeitlebens angefeindet
und besudelt haben. Aus Wien hat man
das rot-pinke Postulat der dortigen „Fort-
schrittskoalition“ zwar auch schon länger
nicht mehr gehört. Doch in St. Pölten
kommt erst gar niemand auf die Idee,
sich solcheMarketingformulierungen aus
den Fingern zu saugen. Niemand glaubt
ernsthaft, dass das Arbeitsübereinkom-
men mit der freiheitlichen Rechtsaußen-
fraktion, für das sich die Volkspartei her-
gegeben hat, besonders fortschrittlich
sein könnte. Es wäre interessant, sich die
ersten Bilder der neuen al-
ten Landeshauptfrau und ih-
res Teams, von jemandem
kommentieren zu lassen,
der oder die sich auf die
Deutung von Körpersprache
versteht. Für mein Verständ-
nis signalisiert diese nachge-
rade körperliche Schmer-
zen. Als habe sich die Volks-
partei aus dem Pragmatis-
mus des Machterhalts he-
raus mit dem Motto „Besser
ois a Stein am Schädel“ abgefunden. Eu-
phorie und Aufbruchstimmung sehen je-
denfalls anders aus.

Insgesamt verheißt das nichts Gutes.
Die Dynamik, die Niederösterreich in den
vergangenen Jahrzehnten ausgezeichnet
hat, ist zumindest bedroht. Denn die FPÖ
hat wiederholt bewiesen, dass sie eines
beherrscht: die Stimmung zu vergiften. Es
wäre naiv anzunehmen, dass es ohne
Auswirkung bleibt, wenn im Land um
Wien nun eine Partei, die vor allem durch
ihr vormodernes Kulturverständnis auf-
fällt, ihre unterkomplexe Weltsicht in die
Offensive bringt. Es ist erst ein paar Wo-
chen her, da hat sich Mikl-Leitner als per-
sonifiziertes Bollwerk gegen das Ungus-
tiöse, Überholte, Ewiggestrige präsentiert.

Viel ist dieser Tage davon zu hören,
dass das Erbe Erwin Prölls in Gefahr sei.
In seiner Amtszeit wurde Niederöster-
reich als liberales Kulturland geöffnet
und positioniert – bewusst und als Mas-
terplan gegen das Provinzielle. Dabei ist
viel gelungen, hat sich viel entwickelt.
Es gab Bewusstsein für Klasse und Ni-
sche ebenso wie Gespür für Masse und
Wissen, dass auch Brauchtum Pflege

braucht. Zu Recht werden Festivals von
Grafenegg bis Glatt & verkehrt, Museen,
Kulturmeilen und die zig vernetzten Kul-
turinitiativen des Landes gerühmt. Ver-
gessen wird oft, dass in Niederösterreich
selbst die sogenannte Volkskultur einen
zwar stets bewahrenden, letztlich aber
offenen, aktualisierenden Zugang zum
Althergebrachten gefunden hat – und da-
bei nie durch blut- und bodenständige
Tümelei aufgefallen ist. Niederöster-
reichs Kulturpolitik war – und ist – auf
das vorsätzliche Überwinden des selbst-
gefälligen „Mia san mia“ ausgerichtet.
Dafür wurde viel Geld in die Hand ge-
nommen. Nun regiert Prölls Nachfolge-

rin mit einer Partei, die in
den vergangenen Jahren
keinem einzigen Kulturbud-
get des Landes zugestimmt
hat – mit Kontakt zu Milieus
und Menschen, die (wie
„Die Presse“ zuletzt in Erin-
nerung gerufen hat) im
Ernstfall Gottfried Küssel zu
Hilfe rufen. „Teile des Ar-
beitsübereinkommens zwi-
schen ÖVP und FPÖ stehen
im klaren Widerspruch zu

unseren Überzeugungen“, sagt Paul
Gessl, der Geschäftsführer der Landes-
kulturholding (NÖKU) im aktuellen „Pro-
fil“. Er verspricht: „Die Kunst und Kultur-
betriebe der NÖKU-Gruppe fühlen sich
jetzt mehr denn je den demokratischen
und humanistischen Werten verpflichtet
und werden ihren unabhängigen, inhalt-
lichenWeg konsequent fortsetzen.“

L eicht wird das nicht, fürchte ich.
Zumal Niederösterreichs reiche
Kulturlandschaft dafür auch das

Wohlwollen der Wienerinnen und Wie-
ner braucht. Und weil Gefahr besteht,
dass sich rund um Wien die Hauptstadt-
beschimpfung als bequemer Allgemein-
platz zur Abgrenzung etabliert. Von
untergriffigen Anspielung auf die Welt-
fremdheit der U-Bahn-Fahrenden bis zur
offen ausgesprochenen antiurbanen
Wien-Feindlichkeit sind es nur wenige
Autominuten. Vielleicht sollte man nicht
vergessen, dass auch das ein Teil des Er-
bes von Erwin Pröll ist: die gute Achse
St.Pölten–Wien.

E-Mails an: debatte@diepresse.com
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EinWeiter-so in der
Sicherheitspolitik
wäre Kapitulation
Replik auf R. Báchora. Irgendetwas wird
Österreich mit seiner Neutralität tun müssen.

VON JOZEF BÁTORA

I n seiner Replik auf meinen
Text („Sicherheitspolitik in der
Ära der Grauzonen“, 11. 3.) kri-

tisiert Rastislav Báchora die Nato
und gibt fünf Gründe an, wieso die
Allianz keine geeignete Alternative
für die weitere Entwicklung der
österreichischen Sicherheitspolitik
wäre („Nicht alle Nato-Demokra-
tien sind liberal“, 20. 3.). Er ist auch
der Meinung, dass die „Umfassen-
de Landesverteidigung (ULV) ge-
mäß Bundes-Verfassungsgesetz
Art. 9a einen pragmatischen An-
satz“ für die österreichische Sicher-
heitspolitik bietet. Nun habe ich in
meinem Artikel die Mitgliedschaft
in der Nato eigentlich gar nicht erst
vorgeschlagen und habe nur skiz-
ziert, wie die Neutralität die Sicher-
heit Österreichs systematisch be-
droht. Viel wichtiger ist aber die
Frage, was es bedeuten würde,
würden das österreichische Vertei-
digungsestablishment und die Po-
litik im Glauben, dass man die jet-
zigen globalen Sicherheitsturbu-
lenzen einfach aussitzen und
durchwurschteln kann, den Kopf in
den Sand stecken und sich auf die
vermeintliche Perfektion des rot-
weiß-roten Pragmatismus verlas-
sen. Die Realität des europäischen
Sicherheitsumfelds läuft Österreich
nämlich davon.

Erstens, durch die russische In-
vasion in die Ukraine ist die Nato
als Rückgrat der europäischen Ver-
teidigung viel zentraler geworden.
Im Unterschied zu Finnland und
Schweden steht allerdings die Inte-
gration von Österreich in diesen
Krisenzeiten nicht auf der Agenda
der Allianz. Im Ernstfall – sei es die
Verteidigung gegen Raketen-,
Drohnen- und Cyberangriffe, sei es
das Unterbinden der Aktivitäten
der ausländischen Nachrichten-
dienste – ist Österreich auf sich
selbst gestellt. Mit 0,7% des BNPs
für die Verteidigungsausgaben
jährlich ist man dafür aber gar
nicht gerüstet. Zweitens, in vertei-
digungspolitischen Fragen in Eu-
ropa wird es leichter, Österreich
politisch zu isolieren. Derzeit blo-
ckiere etwa Rumänien jegliche
Initiativen Österreichs im Rahmen

der Partnerschaft für den Frieden,
wo Österreich und die süd- und
osteuropäischen Länder mit der
Nato zusammenarbeiten. Der
Grund dafür dürfte das österreichi-
sche Veto zum Schengen-Beitritt
Rumäniens Ende 2022 sein. Drit-
tens, die Wahrnehmung der Neu-
tralität in den Gesellschaften in den
anderen neutralen Ländern Euro-
pas befindet sich seit Februar 2022
in einer deutlichen Änderung.
Finnland und Schweden treten
bald der Nato bei. In der Schweiz
zeigen Umfragen derzeit, dass ca.
31% der Bürger sich für einen
Nato-Beitritt und ca. 55% für eine
Annäherung an die Nato ausspre-
chen. Die Neutralität wird in Eu-
ropa zu einer Anomalie. Viertens,
seit dem Ende des Kalten Kriegs
gibt es eine Debatte zur Frage, ob
Österreich von den Europäischen
Partnern als schwarzer Passagier
(free-rider) in der Verteidigung Eu-
ropas gesehen wird (vgl. Studien
von Ruth Wodak, Anton Pelinka
oder Paul Luif). Dieses Imagepro-
blem Österreichs dürfte sich ange-
sichts der dramatisch verschlech-
terten Sicherheitssituation weiter
verstärken. Fünftens, Österreich ist
in der Praxis längst nicht neutral.
Es hat z.B. die „Gemeinsame Erklä-
rung zur Zusammenarbeit zwi-
schen der EU und der Nato“ vom
10. 1. 2023 unterstützt – im Hin-
blick auf den Inhalt dieser Erklä-
rung heißt es ja, u. a., dass Bezie-
hungen zu Russland nicht einfach
so weiter laufen können wie bis
jetzt. Wenn das der Fall ist, dann ist
natürlich auch die Frage, was Neu-
tralität heute noch bedeutet.

Angesichts der Beschriebenen
Dynamik wäre ein Weiter-so in der
Sicherheitspolitik Österreichs eine
Kapitulation. Ein Nato-Beitritt
dürfte seitens der Allianz und der
österreichischen Bürger aktuell
schwierig sein. Eine Alternative
wäre ein Mittelweg nach Schweizer
Art in der Form einer Beibehaltung
der Neutralität und Annäherung an
die Nato. Ohne Änderungen wird
es aber nicht gehen.
Prof. Dr. Jozef Bátora (* 1976) ist Professor
für internationale Politik an der Webster
Vienna Private University in Wien und an der
Comenius-Universität in Bratislava.

mütigungen und Flegeleien wird
es nicht geben. Dazu ist die FPÖ
viel zu clever. Sie wird in NÖ be-
weisen, dass eine Zusammenarbeit
mit der ÖVP funktioniert. Warum?
Sie wird beweisen, dass auch im
Bund so eine Zusammenarbeit
funktionieren könnte.

Menasse sollte lieber, als neu
beigetretenes Parteimitglied der
SPÖ, seine Zukunftsvisionen der
SPÖwidmen.
Dr. Hans Jörg Schachner, 3390 Melk

Wähler werdenwieder
für dumm verkauft
„Fake Facts gegen Schwarz-Blau in
NÖ“, Replik von Jochen Danninger
(28.3.) auf den GKMenasse (25.3.).
Ich empfehle demKlubobmann
der Volkspartei NÖ, sich weniger
mit derMeinung von Herrn
Menasse, sondernmit den eigenen
Wählerinnen undWählern zu be-
fassen. Was soll man von einer
Koalition halten, die rechtlich un-
haltbare, ausschließlich dem
Populismus geschuldete Verein-
barungen präsentiert? Schuld

daran soll die SPÖ sein, weil sie so
maßlose Forderungen gestellt
haben soll. Ein Politprofi wie Frau
Mikl-Leitner war nicht in der Lage,
diesen Forderungen entgegenzu-
treten? Die Kürze der Verhandlun-
genmit der SPÖ lassen anderes
vermuten. DieWähler wurden
wieder einmal für „ dumm“ ver-
kauft, und davon wird sich Frau
Mikl-Leitner nicht mehr erholen.
Dr. Eva Wexberg, 1050 Wien

Ihr Podcast ist großartig
„Presse“-Podcast „Musik Salon:
Klassik für Taktlose“ von Katrin
Nussmayr undWilhelm Sinkovicz.
Ihr Podcast ist großartig, und ich
lerne wirklich sehr viel. Manches
habe ich sogar öfter gehört (Erich
Wolfgang Korngold). Bitte, unbe-
dingt weitermachen! Mich interes-
siert alles! Als Spanierin würde ich
mich freuen, wenn Komponisten
wie Granados, Falla, Albéniz usw.
vorkommen, und als Katalanin
würde ichmich über Pau Casals
freuen. Muchı́simas gracias!
Monica Elias Puigbó, 5020 Salzburg

Überzeugungsarbeit in
die falsche Richtung
„Mit Banner und Blockade gegen
OMV“, 29.3.
TVmacht uns sicher. Es muss be-
freiend und einMachtgefühl sein,
vor demHotel Marriott auf dem
freien Ring in rotem Bühnendress
zu hopsen und zu tänzeln, wäh-
rend der Stadtverkehr steht. Man
sollte den Zähler zuschalten, der
den damit generierten Kickl-Zu-
wachs anzeigt. Wenn ihnen das
ihre deutschen Einpeitscher bei-
gebracht haben, waren die ihr
Geld nicht wert.
Walter Krammer, 1190 Wien

Kein Teil der
Sanktionspolitik
„EU-Druck auf Raiffeisen wächst“,
von Oliver Grimm, 25.3.
Raiffeisen – Unicredit – Bank of
America in Russland. Zu den
selbstzerstörerischen Sanktionen,
die einen Dominoeffekt mit höchs-
ter Inflation, enormen Teuerungen
auf allen Gebieten und Vermö-

gensverlusten ausgelöst haben,
wird von der EZB ein Rückzug der
Raiffeisenbank aus Russland ge-
fordert, obwohl das kein Teil der
Sanktionspolitik ist. Die gleiche
Forderung wird von der US-Sank-
tionsbehörde Ofac erhoben, ohne
die ebenfalls in Russland agie-
rende Bank of America zu kritisie-
ren. So entsteht der Eindruck, dass
die USAmithilfe der EZB nur einen
erfolgreichen Konkurrenten aus-
schalten wollen. Außenminister
Schallenbergmeinte zu Recht: „Da
werden Forderungen gestellt, die
weit über das hinausgehen, was
Teil der amerikanischen oder
europäischen Sanktionen ist.“
Gerhard Grois, 1160 Wien

Zu viele „Vurschriften“
„Der Tod in der Juristerei“, von
Cornelia Grobner, 25.3.
Mich würde sehr interessieren, aus
welchemGrund so ein Getue um
Kremationsasche veranstaltet
wird. Es wimmelt von Vurschriften
und Verboten bei der Urnen-
bestattung. Es gibt Witwen, die

ihrenMann in der Urne daheim
haben wollen. Es gibt Leute, die
ihre Asche in ihremGarten oder in
einem besonderen Gelände oder
Gewässer verstreut haben wollen.
Was ist denn dabei? Hygienische
Gründe als Vorwand für Verbote
sind obsolet, denn das Feuer steri-
lisiert, desinfiziert und neutrali-
siert alles! Die Asche geht in der
Natur auf. Und Geschmacksfragen
muss ohnehin jeder Hinterblie-
bene selbst entscheiden.
Ursula Berreis, 1130 Wien


